
SAMSTAG, 10. MAI 2008 KANTON BERN 37

Eine Stunde vor Beginn der Aktio-
närsversammlung der BKW stehen
die beiden Demonstrierenden aus
Dörpen ein bisschen verloren vor
dem Eingang der Halle 220 auf dem
BEA-Gelände. Die Aktionäre strö-
men bereits zahlreich auf den Ein-
gang zu, doch die meisten von ih-
nen bekommen das Transparent
der Kohlekraftwerkgegner nicht zu
sehen–eswirdvondreiSicherheits-
kräften gut abgedeckt. 15 Minuten
später erscheint die bernische
Energiedirektorin und BKW-Ver-
waltungsrätin Barbara Egger (sp)
aufdemPlatzundbegrüsstdieLeu-
te aus Dörpen.

«Ein bisschen Zeit lassen»

Jan Deters-Meissner erläutert
die Position der Kraftwerkgegner.
Die BKW spiele auf Zeit, sagt er.
Zwar sagten die BKW-Verantwort-
lichen, sie suchten einen andern
Betreiber für das Kohlekraftwerk in
Dörpen. Doch wenn noch viel Zeit
vergehe, heisse es dann wohl plötz-
lich, man habe schon zu viel Geld
investiert und könne nun nicht
mehr aus dem Projekt aussteigen.
Egger nickt, entgegnet dann aber,

Eggers klares Zeichen an die BKW
Kohlekraftwerkgegner haben anlässlich der BKW-Aktionärsversammlung gegen das BKW-Engagement in Dörpen (D) demonstriert

man müsse der BKW «ein bisschen
Zeit lassen» für einen geordneten
Ausstieg.Allerdingsmüsseesfürdie
lokale Opposition ja wohl primär
darum gehen, Kohlekraftwerke
grundsätzlich zu verhindern – und
dafür müssten sie in Deutschland
protestieren. «Und überhaupt»,
sagt Egger, «sollten Sie mit dem

Transparent ein bisschen näher
zum Eingang stehen, damit die Ak-
tionäre es auch wirklich sehen.»

Intervention bei der BKW

DasvonderBKWgeplanteStein-
kohlekraftwerk in Dörpen mit einer
Leistungvon900Megawattgibtseit
Monaten zu reden. SP-Grossrätin

Vertreter der Bürgerinitiative
Dörpen demonstrierten gestern
in Bern gegen das Kohle-
kraftwerkprojekt der BKW.
Barbara Egger, bernische
Energiedirektorin und BKW-
Verwaltungsrätin, zeigte sich
demonstrativ solidarisch.

S U S A N N A R E G L I

Flavia Wasserfallen hatte in einer
Motion verlangt, der Regierungsrat
solle sein Recht als Mehrheitsaktio-
närwahrnehmenundvonderBKW
verlangen, dass sie sich weder an
der Planung noch am Bau von Koh-
lekraftwerken beteilige. Die Regie-
rung gab in ihrer Antwort auf den
Vorstoss bekannt, dass sie bereits

bei der BKW interveniert hatte. Der
Regierungsrat wolle nicht, dass un-
terderFederführungderBKW«eine
solcheCO2 -Schleuder»gebautwer-
de, hatte Egger im März gesagt.
Und: Sie erwarte von der BKW,
dass diese das Anliegen des Mehr-
heitsaktionärs wahrnehme und
aufzeigen werde, wie sich das Un-

ternehmen aus dem Projekt zu-
rückzuziehen gedenke. Mehr
könne der bernische Regierungs-
rat momentan nicht unterneh-
men, sagte Egger gestern – und
versprach den Kohlekraftwerk-
gegnern, dass sich die Regierung
nicht übertölpeln lasse.

BKW gegen sofortigen Ausstieg

Die BKW-Spitze wiederum lehnt
es ab, sofort aus dem Projekt auszu-
steigen, wie Verwaltungsratspräsi-
dentFritzKilchenmanngesternvor
den Aktionären bekräftigte. «Dör-
penisteingutesProjekt.Eswirdvon
den zuständigen Behörden in
Deutschland unterstützt.» Es sei
kein Ziel, das Steinkohlekraftwerk
allein oder mit einer Mehrheits-
beteiligung zu bauen. Und an die
Adresse der Gegner sagte Kilchen-
mann, der Regierungsrat habe sich
zwar gegen eine Beteiligung der
BKW ausgesprochen, er habe aber
auchfestgehalten,dassersichnicht
in operative Geschäfte der Unter-
nehmung einmischen wolle.

Zu einer Diskussion über das
Kohlekraftwerkprojekt in Dörpen
kam es an der Generalversamm-
lung nicht. Die Aktionärinnen und
Aktionäre genehmigten die Rech-
nung 2007, die mit einem Gewinn
von 245 Millionen Franken ab-
schliesst («Bund» vom 22. Februar
2008), und sie stimmten der bean-
tragten Dividendenzahlung von
Fr. 2.70 pro Aktie (wie im Vorjahr)
zu. Ausserdem wählten sie Dirk
SteinheiderausDeutschlandalsEr-
satz für den altershalber zurücktre-
tenden Hans Dieter Harig in den
Verwaltungsrat.

Einig in ihrer Opposition gegen das Kohlekraftwerk in Dörpen: SP-Grossrätin Flavia Wasserfallen, Regierungsrätin Barbara Egger und
Vertreter der Bürgerinitiative Dörpen.

Wahl von Regierungsrat Neuhaus bleibt umstritten

Der Grosse Rat erklärte die
Wahl von Regierungsrat
Christoph Neuhaus zwar für
gültig, der juristische Test steht
aber noch aus. Rudolf Hausherr
zieht seine Wahlbeschwerde
ans Bundesgericht weiter.

A N I T A B A C H M A N N

In der letzten Session lehnte der
Grosse Rat eine Beschwerde gegen
die Wahl von Christoph Neuhaus
als Nachfolger von Regierungsrat
Werner Luginbühl (svp) deutlich
ab. Ganz ausgestanden ist der
Streit über die Neuhaus-Wahl aber
damit noch nicht. Nun muss das
Bundesgericht entscheiden, ob die
Wahl gültig ist oder nicht. Nach-
dem der Burgdorfer Anwalt Daniel
Kettiger seine Beschwerde gegen
die Ersatzwahl bereits Anfang Mai
ans Bundesgericht weitergezogen
hatte («Bund» vom 3. Mai), tut ihm
dies der Berner Anwalt Rudolf
Hausherr nun gleich. Er wolle
sichergehen, dass das Bundesge-
richt zumindest eine Beschwerde
materiell beurteile, sagt Hausherr.

Nicht gegen Neuhaus persönlich

Hausherr fordert, der Entscheid
des Grossen Rats vom 31. März be-
treffend seine Beschwerde sei auf-
zuheben und «die Wahl von Herrn
Christoph Neuhaus in den Regie-
rungsrat ungültig zu erklären». Nun
kommt es darauf an, wie das Bun-
desgericht entscheidet. Verlange es
lediglich eine Überprüfung, müsse
der Grosse Rat nochmals über die
Wahl befinden. Wenn das Bundes-
gericht aber zum Schluss komme,
die Wahl müsse annulliert werden,
bleibe nur die Neuwahl, sagt Vize-
staatsschreiber Michel Schwob.

Die Wahlbeschwerde richte sich
nicht gegen Neuhaus persönlich,
teilt Hausherr mit. Ein Dorn im
Auge sei ihm das Dekret über poli-
tische Rechte, das seit 2005 vor-
schreibt, dass nur vorangemeldete
Kandidaten vom Stimmvolk ge-
wählt werden können. Alle Wahl-
zettel, auf denen nicht der Name
eines vorangemeldeten Kandida-
ten steht, sind ungültig und auch
leere Wahlzettel werden nicht als
Gegenstimmen gezählt. Wenn nur
so viele Kandidaten angemeldet
wie Sitze zu besetzen sind, können
diese Kandidaten mit einer einzi-
gen Stimme – die sie sich selber ge-
ben können – gewählt werden.

Ein anderes Wahlverfahren kön-
ne nur auf politischem Weg einge-
führt werden, sagt Schwob. Zwei
Vorstösse fordern bereits eine stille
Wahl, eine weitere Motion ver-
langt, das Dekret «grundsätzlich
infrage zu stellen» und Daniel Kast
(cvp, Bern) strebt eine «echte Ma-
jorzwahl» an. Danach soll die Sum-
me der leeren und ungültigen
Wahlzettel durch zwei geteilt und
damit ein absolutes Mehr ermittelt
werden. Würden die Kandidaten
das absolute Mehr nicht erreichen,
müsste ein zweiter Wahlgang aus-
getragen werden. «Alle Varianten
sind rechtlich möglich», sagt
Schwob. Hausherr würde noch
weiter gehen und dem Stimmbür-
ger die Möglichkeit einräumen, ex-
plizit gegen einen Kandidaten zu
stimmen.

Neuhaus war am 24. Februar
mit etwas mehr als 100 000 Stim-
men in den Regierungsrat gewählt
worden. Fast 48 000 Stimmzettel
blieben leer, gegen 20 000 mussten
für ungültig erklärt werden. Etliche
Bernerinnen und Berner gingen
zudem an diesem Tag abstimmen,
verzichteten aber auf dieWahl.

Zweite Beschwerde
beim Bundesgericht
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